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Amts Blatt. 


No. 46. Marienwerder, den 18ten November 1842. 


——— 


* 


Das 23ſte und 24ſte Stück der diesjährigen Geſetzſammlung ent: 
haͤlt unter: 


No. 2304. Die Allerhöchſte Cabinetsorder vom 18ten Oktober c., den Zoll— 
tarif für die Jahre 1843. 1844. und 1845. betreffend; 

No. 2305. die Allerhöchſte Cabinetsorder vom 18ten Oktober c., die für einige 
Waaren⸗Artikel eintretende Erhöhung der Eingangs ⸗Zollſätze betreffend; 

No. 2306. das Allerhöchſt vollzogene Publikations-Patent vom 20ſten Sep: 
tember c., in Betreff des von der deutſchen Bundesverſammlung ger 
faßten Beſchluſſes zum Schutze der Werke J. G. v. Herders ge 
gen Nachdruck; 

No. 2307. die Allerhöchſte Beſtätigungs⸗ Urkunde vom 17ten Oktober c., nebſt 
dazu gehörigem Nachtrage zu dem Statute der Berlin⸗Frankfurter 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaft, in Betreff der Verausgabung von 600,000 
Thaler Prioritäts-Actien. 


Verordnungen und Bekanntmachungen. 


Reglement 
die polizeiliche Bezeichnung der Flußfahrzeuge betreffend. 

I. Die vor längerer Zeit ergangenen Vorſchriften über die polizeiliche Be⸗ 
zeichnung der inländiſchen Flußfahrzeuge haben ſeitdem, insbeſondere in Folge 
der Anordnungen über die ſteueramtliche Bezeichnung der die Waſſerſtraßen zwi⸗ 
ſchen der Elbe und Weichſel befahrenden Fahrzeuge, verſchiedene weſentliche 
Modifikationen erlitten, welche eine Reviſion jener Vorſchriften nothwendig ge⸗ 
macht haben. Unter Aufhebung der bezüglichen Verordnungen vom Aten April 
1812, 24ſten Juli 1831, 13ten Mai 1834 und 22ſten Juni 1838 wird da⸗ 
her hiermit angeordnet, was folgt: 


In den Provinzen Brandenburg / Preußen, Pommern (mit Ausnahme des 
Regierungsbezirks Cöslin), Schleſien, Poſen und Sachſen (mit Ausnahme des 
Kegierungsbezirks Erfurt) muß vom Erſten März 1843 ab jedes inländiſche, 
in Marienwerder den 19. November 1842. 
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zum Transport von Maaren und ſonſtigen Gegenſtänden auf inländiſchen Fluffen 
oder Kanälen benutzte Fahrzeug mit einer polizeilichen Bezeichnung nach den 
unten folgenden Vorſchriften (SF. 2. bis J.) verfehen fein, wenn nicht daſſelbe 
ſchon anderweitig Behufs Erhebung der Schifffahrts Abgaben ſteueramtlich be⸗ 
zeichnet worden iſt (§. 11.) 25 er 
95 2 

Die polizeiliche Bezeichnung beſteht in einem oder mehreren Buchſtaben, 
wodurch der Regierungsbezirk, in welchem der Eigenthümer des Fahrzeuges ſei⸗ 
nen Wohnſitz hat, angedeutet wird, und in einer Nummer, welche dieſem Fahr⸗ 
zeuge eigen iſt. Beide werden ſchwarz auf weißem Grunde mit Delfarbe oder 
mittelſt Einbrennens wenigſtens ſechs Zoll hoch dergeſtalt, daß die Nummer hin⸗ 
ter dem oder den Buchſtaben ſteht, an einer jederzeit ſichtbaren Stelle des Fahr⸗ 
zeuges angebracht, und zwar bei den mit Kajüte verſehenen Fahrzeugen an der 
Hinterſeite der Kajüte, jedoch fo, daß ſolche nicht durch die geöffnete Thür der 
Kajüte verdeckt wird, bei andern Fahrzeugen zu beiden Seiten des Steuerruders 
an der Hinter- Kaffe. f N 
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Die zur Bezeichnung der Fahrzeuge dienenden Buchſtaben ſind in Ieber- 
einſtimmung mit der bisherigen Einrichtung folgende: j 
Für Fahrzeuge aus dem Regierungsbezirk Potsdam . . 
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Die Nummern ſind in arabiſchen Ziffern anzugeben, und werden für jeden 
einzelnen Regierungsbezirk für alle dorthin gehörigen Fahrzeuge von 1 an fort⸗ 
laufend von einer beſtimmten, durch das Amtsblatt zu bezeſchnenden Behörde 
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ausgetheilt. Dieſe Behörde hat über alle von ihr mit Nummern verſehene Fahr⸗ 
zeuge mit Angabe der Benennung jedes Fahrzeuges und der Größe deſſelben, 
ſofern ſolche ermittelt iſt, ſo wie des Namens und Wohnorts des Eigenthümers 
ein Regiſter zu führen, und die eintretenden Aenderungen darin nachzutragen. 
Eine ausgetheilte Nummer kann nur dann einem andern Fahrzeuge beigelegt 
werden, wenn das früher mit derſelben verſehene Fahrzeug aus dem Regifter 
ausgeſchieden Mt (SS. S. bis 10.). 

N N 

In Betreff der nach den früheren Beſtimmungen bereits polizeilich bezeich- 

neten Fahrzeuge finden die Vorſchriften dieſes Reglements ebenfalls Anwendung, 
ſo daß auch deren Bezeichnung, wenn ſie den neuen Vorſchriften nicht entſpricht, 
abgeändert werden muß. 

§. 6 


Die Beſtimmung der Bezeichnung iſt von dem Eigenthümer des Fahrzeu—⸗ 
ges bei der Polizeibehörde des Orts, wo derſelbe ſeinen Wohnſitz hat, nachzu⸗ 
ſuchen, welche letztere ſodann, nachdem die Beſtimmung durch die das Regiſter 
führende Behörde (F. 4.) erfolgt iſt, die vorſchriftsmäßige Ausführung der Be⸗ 
zeichnung auf Koſten des Eigenthümers zu bewerkſtelligen hat. Die Abände⸗ 
rung der nach den früheren Vorſchriften bereits volizeilich bezeichneten Fahr⸗ 
zeuge ſoll jedoch koſtenfrei erfolgen. a 

3 

Die Eigenthümer der jetzt vorhandenen Fahrzeuge müſſen die Beſtimmung 
der Bezeichnung (F. 6.) noch in dieſem Jahre und ſpäteſtens bis zu dem durch 
die Regierung bekannt zu machenden Termin bei der Ortspolizeibehörde nach⸗ 
ſuchen, damit die Fahrzeuge noch vor Beginn der Schifffahrt im nächſten Jahre 
mit der neuen Bezeichnung verſehen werden können. 

Für die künftig neu zu erbauenden Fahrzeuge muß die polizeiliche Bezeich⸗ 
nung mindeſtens ſechs Wachen vor der erſten damit zu unternehmenden Fahrt 
bei der Ortspolizeibehörde nachgefucht werden. 


Wenn ein mit der polizeilichen Bezeichnung verſehenes Fahrzeug zu Grunde 
geht, vernichtet oder ins Ausland verkauft wird, muß der frühere Eigenthümer 
davon durch die Polizeibehörde ſoines- Wohnorts der oben gedachten Behoͤrde 
(5. 4.) binnen 14 Tagen nach dem Untergang resp. dem Uebergange des Fahr⸗ 
zeuges ins Ausland, zur Löſchung in dem Regiſter Anzeige machen. 

9. 

Eben dies muß geſchehen, wenn der Eigenthümer ſeinen Wohnſitz nach 
einem Orte verlegt, für welchen eine andere polizeiliche Bezeichnung gilt, und 
zwar vor dem Abzuge nach dem neuen Wohnorte, in welchem Falle außerdem 
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noch in Gemäßheit des §. 6. die Beſtimmung der für den neuen Wohnort gei⸗ 

tenden anderweiten Bezeichnung binnen 14 Tagen nach erfolgtem Umzuge nach⸗ 

zuſuchen, und letztere unter Wegnahme der früheren Bezeichnung anzubringen iſt. 
. 10. 

Sobald in dem Eigenthume eines mit polizeilicher Bezeichnung verfchenen 
Fahrzeuges ein Wechſel eintritt, muß der neue Erwerber durch die Polizeibe⸗ 
hörde des Wohnorts des früheren Eigenthümers der das Regiſter führenden 
Behörde (F. 4.), zu deſſen Berichtigung von dem Wechſel unter Angabe feines 
Wohnorts, binnen 14 Tagen nach dem eingetretenen Eigenthumö⸗Wechſel An: 
zeige machen; überdies muß, falls für den letztern Wohnort eine andere Bezeich— 
nung gilt, in Gemäßheit des §. 6. die neue Bezeichnung nachgeſucht, und dieſe 
unter Wegnahme der früheren angebracht werden. Iſt der neue Eigenthümer 
ein Ausländer, fo kommt die Vorſchrift des $. 8. zur Anwendung. 

n 

Bei denjenigen Fahrzeugen, welche ſchon anderweitig Behufs Erhebung 
der Schifffahrts-Abgaben ſteueramtlich bezeichnet find, findet eine befondere po» 
lizeiliche Bezeichnung nicht ſtatt, vielmehr gilt die ſteueramtliche Bezeichnung zus 
gleich als polizeiliche. 

Zur Erhaltung der polizeilichen Controle hat aber die oben F. 4. gedachte 
Behörde auch über die ſteueramtlich bezeichneten Fahrzeuge ihres Bezirks ein 
Regiſter zu führen, und die eintretenden Aenderungen darin nachzutragen. Zu 
dieſem Behufe werden die Königlichen Haupt⸗Zoll- und Steuer-Aemter über 
die von ihnen bezeichneten Fahrzeuge nach Maaßgabe des Wohnorts der Eigens 
thümer für jeden Bezirk vierteljährlich eine Nachweiſung anfertigen, in welcher 
namentlich auch die von den ſteueramtlich vermeſſenen und bezeichneten Fahrzeu— 
gen früher geführte polizeiliche Bezeichnung vermerkt iſt, und ſolche den betref— 
fenden Königlichen Regierungen zugehen laſſen, auch von den von ihnen vorge— 
nommenen Aenderungen in der Bezeichnung, ſo wie von den ihnen bekannt ge— 
wordenen Aenderungen in der Perſon des Eigenthümers und von der Vernich— 
tung unbrauchbar gewordener Fahrzeuge in gleicher Art Mittheilung machen. 
Insbeſondere ſind aber von den Eigenthümern der Fahrzeuge die zu jenem 
Zwecke erforderlichen Anzeigen (§§. 12. 13.) zu machen. 

§. 12. 

Sobald ein Fahrzeug, welches nach den obigen Vorſchriften mit einer po— 
lizeilichen Bezeichnung verſehen iſt, oder in Ermangelung der ſteueramtlichen 
Bezeichnung damit verſehen ſein müßte, ſteueramtlich bezeichnet wird, iſt von 
Seiten des Eigenthümers ſpäteſtens binnen 14 Tagen nach erfolgter ſteueramt⸗ 
licher Bezeichnung durch die Polizeibehörde ſeines Wohnorts der Regiſter füh⸗ 
renden Behörde (§§. 4. und II.) r Bezeichnung Anzeige zu machen, 
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und dieſe Anzeige, wenn die ſteueramtliche Bezeichnung an einem andern Orte 
als ſeinem Wohnorte erfolgt, der Polizeibehörde des erſteren zur Beförderung 
an die Polizeibehörde des Wohnorts zuzuſtellen. 

§. 13. 

Wenn ein mit ſteueramtlicher Bezeichnung verſehenes Fahrzeug zu Grunde 
geht oder vernichtet wird, desgleichen bei Veränderung des Wohnorts des Eigen⸗ 
thümers, fo wie bei eintretendem Wechſel des Eigenthums, muß davon nach 
Maaßgabe der $$- 8. bis 10. der Regiſter führenden Behörde desjenigen Be⸗ 
zirks, welchem das Fahrzeug angehört, resp. der Regiſter führenden Behörde 
desjenigen Bezirks, in welchen das Fahrzeug übergeht, Anzeige gemacht werden. 

vi, 

Hinſichtlich der Verbindlichkeit zur Erhaltung der ſteueramtlichen Bezeich⸗ 
nung und des Verbots der Aenderung oder Abnahme derſelben durch Privat⸗ 
Perſonen, bewendet es bei den dieſerhalb erlaſſenen Beſtimmungen. 

& 15. 

Auch die polizeiliche Bezeichnung, mit welcher ein Fahrzeug verſehen iſt, 
darf nicht weggenommen oder verändert werden, vielmehr iſt der Eigenthümer 
des Schiffs gehalten, die polizeiliche Bezeichnung, wenn ſie durch Witterung 
oder andere Umſtände undeutlich geworden iſt, oder ſonſt gelitten hat, ſofort auf 
ſeine Koſten erneuern zu laſſen. 

. 16. 

Nicht minder iſt es verboten, die ſteueramtliche oder polizeiliche Bezeich⸗ 

nung durch Vorhängen oder Vorſtellen von Gegenſtänden zu verdecken. 
F. 17. 

Die Nichtbefolgung oder Uebertretung der Vorſchriften der 88. 1. S. bis 
16. 12. 13. 15. 16. wird mit einer Polizeiſtrafe von Einem bis Fünf Thalern 
oder verhältnißmäßigem Gefängniß beſtraft, welche durch die Ortspolizeibehörden 
mit Vorbehalt des Rekurſes an die Regierung feſtzuſetzen iſt. 

Berlin, den 21ſten Mai 1842. 

Der Finanz⸗Miniſter. ü 
v. Bodelschwingh. 

Indem wir das vorſtehende Reglement zur öffentlichen Kenntniß bringen, 
machen wir die Schiffs⸗Eigenthümer noch beſonders darauf aufmerkſam, daß 
vom iſten März 1843 an alle den Vorſchriften deſſelben unterliegende Fahr⸗ 
zeuge bei Vermeidung der geordneten Strafen mit der polizeilichen Bezeichnung 
verſehen fein ſoilen, und weiſen dieſelben daher an, ſpäteſtens bis zum löten 
Dezember d. J. bei der Polizeibehörde ihres Wohnortes die nöthigen Anträge 
und Anzeigen zu machen. 


— 
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Zugleich machen wir mit Bezug auf den F. 4. des Reglements bekannt, 
daß das Regiſter über die polizeilich bezeichneten Schiffs⸗Gefäße vorläufig bei 
uns geführt werden wird und daß daher die ortlichen Polizeibehörden die vorge: 
ſchriebenen Anzeigen über die zu bezeichnenden und ſchon bezeichneten Fahrzeuge 
an uns zu richten haben. 8 

Schließlich verpflichten wir die betreffenden Polizeibehörden, die in dem 
Reglement enthaltenen Beſtimmungen den in ihrem Geſchäftsbereiche wohnenden 
Schiffseigenthümern ſpeciell bekannt zu machen und auf die Befolgung derſel⸗ 
ben überall zu halten. Marienwerder, den Iften Juli 1842. 

Königlich Preußiſche Regierung. 


II. In Gr. Gartz, Kreis Marienwerder, iſt die Räudekrankheit unter den 
Schafen ausgebrochen, weshalb dieſe Ortſchaft gegen den geſetzwidrigen Verkehr 
mit Schafvieh, Wolle, Fellen und Rauchfutter geſperrt worden iſt. 

i Marienwerder, den 29ſten Oktober 1842. 

Königlich Preußiſche Regierung. Abtheilung des Innern. 

III. Nach der höhern Orts getroffenen Beſtimmung iſt das Königl. Domainen⸗ 
Rentamt zu Cammin aufgehoben und mit dem Königl. Domainen-Rentamte 
zu Vandsburg vereiniget worden. 

Während alle übrigen Beziehungen der Einſaßen des vormaligen Amts 
Cammin zu den Kreis: und Gerichtsbehörden unverändert beſtehen bleiben, wer: 
den die gutsherrlichen Polizei- und Kaſſen⸗Geſchäfte von jetzt ab von dem Herrn 
Domajnen-Rentmeiſter Quandt in Vandsburg verwaltet werden, jedoch wird der 
Letztere alle 14 Tage einen Amtstag in Cammin abhalten, damit die Einſaßen 
ihre etwanigen Geſchäfte daſelbſt erledigen und auch ihre Abgaben dort einzah— 
len können, wenn ſie es nicht vorziehen, ſich deshalb in Vandsburg einzufinden. 

Marienwerder, den Sten November 1842. 

Königlich Preußiſche Regierung. 
Abtheilung für direkte Steuern, Domainen und Forſten. 


Iv. Der dem Handelsmann Salomon Wolf Jacobſon zu Culm unterm Löten 
November pr. sub Nro. 45. zum Handel mit Leinwand, Viktualien, rohen 
Produkten, Flachs, Wachs, Borſten, Honig, Wolle, Drillich und Bruchmetall 
excl. des Bruchgoldes, für das Jahr 1842 von uns ertheilte Hauſir⸗Gewerbe⸗ 
ſchein iſt demſeben angeblich auf dem Wege von Leetzen nach Oletzko verloren 
gegangen, weshalb dieſer Gewerbeſchein hiermit für ungültig erklaͤrt wird. 

Marienwerder, den Iten November 1842. 
Königlich Preußiſche Regierung. 
Abtheilung für direkte Steuern, Domalnen und Forſten. 
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V. Der am Üften Oktober 6. zu fertigende zweite Jahres- Abſchluß über die 
gezeichneten und eingegangenen Beiträge zur Errichtung eines Stand⸗ 
bildes Seiner Majeſtät des Hochſeligen Königs Friedrich Wil⸗ 
helm des Dritten wird dadurch aufgehalten, daß von einigen Beiträgen die 
Rate für das Jahr 1842, ja hin und wieder auch die erſte, 1841 fällig ge⸗ 
weſene Rate noch nicht berichtigt it. Die resp. Kreis- und Stadt⸗Haupt⸗ 
kaſſen, welche ſich der Receptur unterzogen haben, erſuchen wir daher ergebenſt, 
die bei denſelben gezeichneten und noch rückſtändigen Beiträge von den geehrten 
Theilnehmern an dieſer Landes- Angelegenheit anzunehmen, fie der Königl. Re⸗ 
gierungs⸗Hauptkaſſe abzuzahlen und uns den ineciellen Abſchluß Anfangs Ja⸗ 
nuar k. J. zu überſenden. i 
Königsberg, den kſten November 1842. 
Der provinzialſtändiſche Ausſchuß zur Errichtung eines Stand— 
bildes Seiner Majeſtät des Hochfeligen Königs Friedrich 
Wilhelm des Dritten. | 


Sicherheits Polizei. N 
VI. Der Bauersſohn Lucas Bienkowskj aus Bruynsk⸗Fialken, Strasburgſchen 
Kreiſes, iſt wegen Auflauerns und Inſultirens eines Menſchen auf öffenklicher 
Straße zu einer zweijährigen Feſtungsſtrafe in erſter Inſtanz verurtheilt. — 
Er hat feinen Wohnort noch vor Publikation des Erkenntniſſes heimlich ver- 
laſſen. — Es werden daher ſämmtliche Landesbehörden hiermit ergebenſt erſucht, 
auf dieſen Flüchtling zu vigiliren und ihn im Betretungsfalle anhalten und an uns, 
oder auch an das Königl. Land- und Stadtgericht zu Strasburg abliefern zu laſſen. 
Sein Signalement iſt folgendes. Graudenz, den Iren Novbr. 1842. 


Königliche Inquiſitorſats-Deputation. 


Si gen-a lem com t. 


Geburtsort — Fialken, Aufenthaltsort — Boczyczno in Polen, Alter — 
26 Jahr, Religion — katholiſch, Größe — 3 Fuß 3 Zoll, Haare — blond, 
Stirn — bedeckt, Augenbraunen — blond, Augenbraunen — blond, Augen — 


blau, Naſe und Mund — gewöhnlich, Bart — raſirt, Zähne — vollzählig, 
Kinn — rund, Geſichte bildung — rund, Geſichtsfarben geſund, Statur — mittel. 


VII. Der unten näher ſignaliſirte Knecht Martin Fethke, welcher wegen drin⸗ 
genden Verdachts mehrere Diebſtähle begangen zu haben hier im Unterſuchungs⸗ 
Arreſt ſich befand, iſt heute früh um 6 Uhr aus dem hieſigen Gefäng⸗ 
niſſe entwichen. Sämmtliche Militair- und Polizeibehörden werden erfucht, 
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den Entwichenen im Betretungsfalle anzuhalten und an das Inquiſitoriat zu 
Dt. Crone, wohin die Unterſuchung abgegeben iſt, transportiren zu laſſen. 
Pr. Friedland, den 12ten November 1842. 
Königliches Land- und Stadtgericht. 


Signalement. 

Geburtsort — Grunau, Alter — 26 Jahr, Religion — evangelifd, 
Größe — 5 Guß 3 Zoll 2 Strich, Haare — dunkelblond, Stirn — bedeckt, 
Augenbraunen — blond, Augen — blau, Naſe und Mund — gewöhnlich, Bart 
— ſchwach, blond, Kinn — etwas rund, Geſichtsfarbe — geſund, Geſichtsbil— 
dung — oval, Statur — unterſetzt, Sprache — deutſch, beſondere Kennzeichen 
— doppelte Enkel. 

Bekleidung: Einen blauen Warprock, ein grün buntes Halstuch, eine 

grüne Pelzmütze, eine roth geblümte Weſte, ein Paar blau wollene Hoſen, ein 
Paar zweinäthige lederne Stiefel, ein leinenes Hemde, eine weiße Unterjacke, 
ein Paar wollene Strümpfe. 
VIII. Ein unbekannter taubſtummer Menſch iſt wegen Bettelns und fehlender 
Legitimation in die hieſige Landarmen-Anſtalt eingeliefert worden und über 
deſſen Angehörigkeitsverhältniſſe bis jetzt nichts zu ermitteln geweſen, daher wir 
diejenigen Behörden, in deren Geſchäftskreis etwa ein ähnlicher Menſch vermißt 
worden, oder denen über einen dergleichen etwas bekannt ſein ſollte, um gefällige 
Mittheilung ganz ergebenſt erſuchen. Indem wir deſſen Signalement hier an⸗ 
fügen, bemerken wir zur nähern Bezeichnung des Unbekannten, daß er mit ge— 
ſchickter Hand die Feder führt und Ziffern ſchreibt, die aber unleſerlich ſind. 


Signalement. Alter — dem Anſchein nach 20 bis 22 Jahre, Größe 
— 5 Fuß 5: Zoll, Haare — blond, Augen — blau, Naſe — ſtark, gebogen 
und ſpitz, Mund — vorſtehend, etwas aufgeworfen, Bart — ſchwach, Zähne — 
einige Backenzähne fehlen, Kinn — ſpitz, Geſichtsbildung — oval, Geſichtsfarbe 
— weiß, geſund und friſch, Geſtalt — robuſt, beſondere Kennzeichen — an der 
innern linken Handwurzel eine Schnittnarbe. 

Bekleidung: Ein brauner Tuchrock, eine blaue Tuchjacke, eine roth— 
bunte Ginghamjacke, eine ſchwarz tuchene Mütze mit Lederſchirm, eine kattune 
Weſte, eine ſchwarze Tuchweſte, ein ſchwarzes Halstuch mit Einlegebinde, ein 
Paar geflickte graue Tuchhoſen, ein Paar dergleichen von blau. geſtreiftem baum- 
wollenen Zeuge, drei Hemden, ein Paar wollene Strümpfe, ein Paar Holzpan⸗ 
toffeln. Neuſtettin, den ten November 1842. 

Die Inſpektion der Landarmen⸗Anſtalt. 


(Hierzu der öffentliche Anzeiger Nro. 46.) 


